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Rechtes Seeufer

Stäfner Kandidat
unter Beschuss

SVP-Gemeinderatskandidat
Peter Frey wird für seine
frühere Tätigkeit beim
FC Stäfa kritisiert.

Von Simon Hurst
Stäfa – Kurz vor den Wahlen werden
schwere Vorwürfe gegen den Stäfner
SVP-Vizepräsidenten und Gemeinde-
ratskandidaten Peter Frey laut. Der
Stäfner Christian Schai, parteilos und
Vater eines Mitglieds des Fussballclubs
Stäfa, bezeichnet Frey in einem Brief als
unwählbar. Grund dafür seien Fehler,
die Frey während seiner Zeit als Präsi-
dent des FC Stäfa gemacht habe.

Frey habe sich lediglich um die
1. Mannschaft des FC Stäfa gekümmert
und mit dieser unter hohen Kosten in-
terregionale Ziele verfolgt, schreibt
Schai in seinem Brief. Darunter hätten
vor allem die Junioren leiden müssen,
da kein Geld mehr für die Infrastruktur
und Ausrüstung übrig geblieben sei.
Schais erwachsener Sohn spielt seit
dem Kindergarten beim FC Stäfa Fuss-
ball. Während dieser Zeit habe er die
Missstände mitverfolgt, sagt der Vater.
Dieselbe Kritik erhoben zwei junge Be-
sucher des Wahlpodiums, das am
31. März in Stäfa stattgefunden hat (TA
vom 3. 4.)

Frey weist Vorwürfe von sich
Peter Frey weist auf Anfrage sämtliche
Vorwürfe von sich. Die Anschuldigun-
gen seien völlig unhaltbar. Er habe als
Präsident des FC Stäfa sehr viel für die
Junioren gemacht, schliesslich habe er
diese selbst jahrelang trainiert. Auch
die Jugendförderungsbeiträge der Ge-
meinde, die alle Stäfner Vereine erhal-
ten, die Junioren trainieren, seien auf
sein Engagement zurückzuführen. Von
diesen profitiere der FC Stäfa. Zudem
stammen aus der Juniorenabteilung
immerhin die heutigen Super-League-
Profis Jonas Elmer (Aarau) und Jérôme
Thiesson (Bellinzona), sagt Frey.

Natürlich habe er auch für den sport-
lichen Erfolg der 1. Mannschaft sorgen
wollen, was mit den Trainern Bruno
Schyrr und Georges Bregy auch durch-
aus gelungen sei, sagt Frey. Dass dafür
fast das ganze Geld in die 1. Mannschaft
geflossen sei, stimme nicht. Diese sei
fast selbsttragend, sagt er. «Das ganze
ist wohl ein schlechter Witz», sagt Frey.
«Ich habe meinen Job beim FC Stäfa bis
zum letzten Tag gut gemacht.»

Frey vermutet hinter den Vorwürfen
einen politisch motivierten Angriff ge-
gen seine Person. Er kenne weder den
Verfasser des Briefs noch die Kritiker
am Wahlpodium. «Da hat wohl jemand
eine Kampagne gegen meine Kandida-
tur gestartet», sagt er. Roger Küng,
Freys Nachfolger als Präsident beim
FC Stäfa, mochte die Vorwürfe am Frei-
tag nicht kommentieren.

Kommentar Der lokale Wahlkampf erstickt am Anstand. Von Marius Huber

Wer nur laviert, der nützt dem Dorf nichts
Gewaltherrschaft an der Goldküste?
Wer solche Worte im Mund führt,
kann nicht ganz bei Trost sein. Schliess-
lich sind wir zu Recht stolz auf unsere
Freiheitsrechte und auf unsere Tradi-
tion direktdemokratischer Mitwir-
kung bis hinunter auf die kommunale
Ebene. Ohne einen Volksentscheid
bewegt sich hier nichts. Nicht einmal
eine Waldabstandslinie.

Und doch lässt sich ausgerechnet
hier, an der privilegierten Goldküste,
und ausgerechnet jetzt, kurz vor den
Gemeindewahlen, ein Demokratie-
defizit diagnostizieren, das uns in die
Nähe einer Gewaltherrschaft rückt.
Zwar ist es nur eine sanfte Tyrannei;
tückisch ist sie trotzdem. Es ist die
Tyrannei eines falsch verstandenen
Anstandes, an dem die Lokalpolitik
zu ersticken drohen.

Kandidaten ohne Profil
Wenn Sie sich jetzt wundern, wovon
hier die Rede ist, dann fragen Sie
sich selbst: Wen werden Sie in den
Gemeinderat wählen? Wer soll das
Dorf in die Zukunft führen? Und jetzt
begründen Sie bitte Ihre Wahl. Das
dürfte den meisten schwer fallen – tra-

gischerweise sogar jener kleinen
Minderheit, die sich die Mühe gemacht
hat, den Kandidaten an einem Wahl-
podium auf den Zahn zu fühlen. Denn
sogar dort nutzten nur wenige die
Gelegenheit, sich zu profilieren. Im Ge-
genteil: Auch in Dörfern, in denen
eine echte Kampfwahl ansteht, hütet
sich die Mehrheit davor, Wahlkampf
zu betreiben.

Stattdessen geben sich die Kandida-
ten einmütig wie eineiige politische
Zwillinge oder predigen Gemeinplätze
und Selbstverständlichkeiten, die sie
als Zielsetzungen tarnen: Wer sich «für
das Dorf» oder «für die Familien» ein-
setzen will, macht sich sicher keine
Feinde. Und genau das scheint ihre
vordringliche Sorge zu sein. Dass sich
mit solchen Pseudoprogrammen
kein Staat machen lässt, ist offenbar
zweitrangig. Die erfreulichen Aus-
nahmen bestätigen leider nur die Regel.
Dieses x-fach wiederholte Schauspiel ist
zunächst einmal irritierend, weil es
nicht aufrichtig ist. Denn erstens lebt die
Bevölkerung der Goldküste nicht in
sorgenfreier Eintracht. Alt, reich, inter-
national – die hiesige Demografie mit
ihren Extremwerten stellt gewachsene

Dorfgemeinschaften vor ungewöhn-
liche Probleme, die nach ebensolchen
Lösungen verlangen. Gerade auch in
Anbetracht der besonderen finanziellen
Möglichkeiten.

Klare Worte nur am Stammtisch
Zweitens ist das den meisten Lokalpoli-
tikern nicht nur bewusst, sie haben
auch zu fast allem eine prononcierte
Meinung. Diese äussern sie jeweils
im kleinen Kreis oder hinter vor-
gehaltener Hand. Hier werfen sie
grundsätzliche Fragen auf, reden sie
Klartext, zweifeln sie sogar gelegent-
lich die Kompetenz eines Kollegen an.
Aber eben nur hier.

Diese (un)professionelle Schizo-
phrenie hat zweifellos etwas mit der
Enge im Dorf zu tun: Weil man Angst hat
vor unangenehmen Begegnungen
vor der eigenen Haustür oder im Restau-
rant, zieht man in der Öffentlichkeit
das unverbindliche Lavieren dem Kon-
flikt vor. Abgeschreckt zweifellos
auch vom aggressiv gewordenen Klima
in der nationalen Politik, überhöht
man die Konformität zu einer spezifisch
lokalpolitischen Qualität – «Hier, im
Dorf, geht man eben noch anständig um

tiert werden, wo alle gleicher Mei-
nung sind – das ist ein urliberaler Ge-
danke. Nur wer vermeintliche Ge-
wissheiten stets aufs Neue hinterfragt,
hält sie auch am Leben und verhin-
dert, dass sie zu inhaltsleeren Dogmen
werden, die keiner mehr versteht.
Wer das nicht anerkennt, darf sich nicht
wundern, wenn «immer weniger
Leute an der Dorfpolitik teilnehmen»,
wie man das so oft hört, und wenn
aus Gemeinden Schlafgemeinden
werden.

Die Stunde der Querdenker
Es sind aber bedauerlicherweise nicht
selten gerade jene verdienstvollen
Leute, die sich für ihr Dorf engagieren
wollen, die aus falsch verstandenem
Anstand solch unheilvollen Entwicklun-
gen Vorschub leisten. Ihnen und all
ihren Mitbürgern ist zu wünschen, dass
sie sich in den kommenden Tagen
vermehrt ein Herz fassen, klar Stellung
beziehen und mit konkreten Ideen
der Dorfpolitik Leben einhauchen.
Auch die Stunde der Querdenker
und Visionäre könnte jetzt schlagen.
Wenn nicht heute, vor den Wahlen,
wann dann?

miteinander.» Genau in dieser Hal-
tung kommt aber die erwähnte Tyrannei
des falsch verstandenen Anstandes
zum Ausdruck. Falsch verstanden des-
halb, weil einem schweren Irrtum er-
liegt, wer so denkt: Er ignoriert den
Unterschied zwischen einer ehrli-
chen, bisweilen schonungslosen Diskus-
sion und einer bösartigen persönli-
chen Verletzung. Erstere ist geboten,
letztere verboten – wie in einer Ehe:
Ein Paar, das nicht miteinander disku-
tieren mag, hat sich bald einmal gar
nichts mehr zu sagen. Ein Paar, das sich
nur angiftet, auch nicht.

Zurückübersetzt in die Sprache der
Politik heisst das: Wer aus Harmonie-
sucht und Angst vor dem Konflikt jede
Diskussion unterbindet, nimmt in
Kauf, dass die demokratische Kultur
sanft entschläft. Er verspielt so seine
Freiheit. Denn der einzige Zwang, der in
einer idealen Demokratie herrschen
sollte, ist der «zwanglose Zwang des bes-
seren Arguments». Wo aber keine
echten Argumente mehr zu vernehmen
sind, beginnen andere Zwänge die
Agenda zu bestimmen – etwa derjenige
der Konformität. Dabei sollte selbst
dort argumentiert, gestritten und disku-

«Wir müssen die Regierung zum Handeln zwingen»

erste Mal hat sich die SP in den Sieb-
zigerjahren dafür starkgemacht. Damals
dachten alle «Juhui, der Seeuferweg
kommt in absehbarer Zeit» und mussten
dann zuschauen, wie die Regierung
mauert und mauert. Dass so viele Kreise
nun aktiv werden, deute ich als positives
Zeichen. Der Uferweg ist von grossem
öffentlichem Interesse, und jetzt ist der
Zeitpunkt da zu handeln.

Werden die Kräfte nicht verzettelt?
Weder EVP noch SP können die Abstim-
mung allein gewinnen. Es braucht ein
überparteiliches Initiativkomitee mit
den Umweltverbänden. Wir sind erst bei
der Ausarbeitung. Mit den SP-Bezirks-
parteien von Meilen und Horgen sowie
den Stadtzürcher Sektionen mit See-
anstoss beginnen wir die Unterschrif-
tensammlung. Ich bin zuversichtlich,
dass uns im Abstimmungskampf auch
die Kantonalpartei unterstützt.

Die EVP hat eine Initiative mit dem
gleichen Ziel gestartet. Warum
arbeiten Sie nicht zusammen?
Es macht keinen Sinn, die Initiativen zu
koordinieren, denn die EVP geht einen
anderen Weg. Sie will durchgehend frei
zugängliche Ufer in der Kantonsver-
fassung festschreiben, ähnlich wie es
der Verein Rives Publiques bundesweit
erreichen will. Wir haben aber das
Gefühl, dass eine Verfassungsänderung
zu wenig wirksam ist. Es braucht etwas,
was die Regierung zum Handeln zwingt –
etwas auf Gesetzesstufe.

Springt die SP nicht einfach auf einen
Zug auf, den die EVP und Rives
Publiques – und die Grünen mit einer
Initiative zum Raumplanungs-
gesetz – ins Rollen gebracht haben?
Nein, wir sind seit 15 Jahren immer
wieder im Kantonsrat mit dem Thema
Seeuferweg vorstössig geworden. Das

zehnten dieses Land nicht einfach ver-
kauft hat, zeigt auch, wie alt der
Wunsch ist, den See entlang spazieren
zu können.

Die Diskussionen, etwa mit der Che-
mischen Fabrik in Uetikon, zeigen
aber, dass es trotz Konzessionen
schwierig ist, dieses Recht durch-
zusetzen. Die Eigentümer beharren
auf dem Gewohnheitsrecht.
Deshalb unsere kantonale Volksinitia-
tive. Im Verkehrsrichtplan ist ein
Seeuferweg seit 40 Jahren eingezeich-
net. Die Regierung hätte eigentlich den
Auftrag gehabt, den Weg innerhalb von
20 bis 25 Jahren zu realisieren, aber
nichts ist geschehen.

Nun wollen Sie die Regierung
zwingen, schneller vorwärts-
zumachen und dafür Geld aus dem
Strassenfonds zu verwenden.
Das mit dem Strassenfonds ist nichts
Neues. Ein Seeuferweg ist laut Gesetz
eine Strasse wie jede andere. Nur hat der
Zürichseeweg bei der jährlichen Budget-
planung im Regierungsrat keine Priori-
tät gegenüber Kreiseln, Strassenunter-
haltsarbeiten und Ähnlichem. Deshalb
wollen wir im Strassenbaugesetz einen
Passus einfügen, der Zürichseeweg
solle innerhalb von acht Jahren gebaut
werden.

Wieso glauben Sie, im Kanton Befür-
worter zu finden? Was interessiert
der Zürichseeweg Wähler im Tösstal?
Die 6000 Unterschriften, die für die
Volksinitiative nötig sind, werden wir
am See sammeln. Das sollte uns spielend
gelingen, wenn wir noch im Sommer
loslegen können, an den Seeplätzen.

Wie gewinnen Sie die Abstimmung?
Wir müssen den Leuten im Kanton, die
nicht am See spazieren können, klar-
machen, dass sie nicht nach Zürich
zu fahren brauchen, um dicht gedrängt
zwischen Zürichhorn und Wollishofen
am See zu flanieren. Der Zürichsee ist
viel grösser! Am See zu flanieren, ist ein
Recht der gesamten Bevölkerung im
Kanton und nicht nur der Seeanstösser.

Ein Bauer im Oberland hätte es auch
nicht gern, wenn man einen Weg
über seinen Hof baut. Er hat sicher
Verständnis für bürgerliche
Besitzansprüche am See.
Wo Konzessionen vorhanden sind, geht
es ja nicht einmal um eine Enteignung,
nur um Durchsetzung von geltendem
Recht. Andernorts kann man – wenn
man nicht zu einer Einigung kommt –
Teile des Seeuferwegs auch als Steg aus-
führen. Ich bin nicht der Meinung, dass
er zwingend vor jedem Haus durchfüh-
ren muss. Aber es sollte ein durchgehen-
der Wanderweg sein, der zum grössten
Teil das Ufer entlang führt. Mit freiem
Blick aufs Wasser. Das Trottoir der
Seestrasse, oft ein lang gezogener Park-
platz, ist keine Option.

Vier Kantonsräte um Peter
Schulthess aus Stäfa wollen,
dass der Uferweg rund um
den Zürichsee in acht Jahren
Realität ist. Dafür sammeln sie
bald Unterschriften.

Mit Peter Schulthess
sprach Lorenzo Petrò

Peter Schulthess, wie oft waren Sie
dieses Jahr schon am Zürichsee?
Heute zum ersten Mal. Das Wetter war ja
bisher nicht so toll. Ich bin aber im Som-
mer sehr gerne da. Auch im Kehlhof
oder in der Hafenanlage in Stäfa. Und
was ich wirklich gerne machen würde,
wäre, vom Hafen Richtung Seegärten zu
spazieren – am See und nicht der See-
strasse entlang. Es ist doch seltsam, dass
man hier in Stäfa, das ein Tourismusort
sein will, nirgends anständig den See
entlang flanieren kann.

Wollen das die Leute denn? Schauen
Sie sich einmal um: Hier auf der
Wiese vor dem Segelclub liegen fünf
Sonnenhungrige im Gras. Es gibt
doch genug öffentliche Plätze am See,
kleine und grosse – und sie werden
kaum genutzt.
Weil oft nur Insider wissen, wo man sich
an den See legen kann, ohne Eintritt zu
bezahlen. Gäbe es einen Seeuferweg,
würden diese vielen schönen, ver-
steckten Flecken endlich verbunden,
öffentlich gemacht und auch genutzt.

Sie wollen dafür Spazierwege durch
Privatgärten bauen, wo Seeanstös-
ser seit Jahrzehnten ihre Aussicht auf
das Wasser geniessen?
Dass diese Leute keine Freude an
unseren Ideen haben, leuchtet mir ein.

Aber es ist wichtiger, dass Herr Schul-
thess vom einen zum anderen
Plätzchen spazieren und dabei in die
Gärten der Reichen gucken kann?
So persönlich darf man es nicht sehen.
Es ist erstaunlich, wie viele negative
Kommentare als Reaktion auf unsere
Initiative im Internet kursieren.

Der witzigste?
Im Gegenzug zum Seeuferweg forderte
jemand das Zugangsrecht auf sämtliche
Balkone der Bevölkerung.

Was sagen Sie ihm?
Diese Leute verkennen, dass den meis-
ten Seeanstössern das Land nicht ge-
hört, sondern dem Kanton. Sie ge-
niessen nur ein Nutzungsrecht. In den
Konzessionen steht schwarz auf weiss,
dass dieses Land unentgeltlich abzu-
treten ist, wenn der Kanton einen Weg
bauen möchte. Insofern stimmt der
Vergleich einfach nicht. Der Bau des
Seeuferwegs auf Konzessionsland ist
keine Einschränkung des Privateigen-
tums. Dass der Kanton schon vor Jahr-

Peter Schulthess macht sich für mehr Seezugang stark. Foto: Michael Trost
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